




Gemeinderat von Zürich

Postulat

I GR Nr. 20091 566

02.12.2009

von Walter Angst (AL)
und Balthasar Glättli (Grüne)

Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie der Einsatz der Kommunikations­
Ressourcen zur raschen und umfassenden Umsetzung des Öffentlichkeits­
prinzips genutzt werden kann. Die gegen hundert PR- und Kommunikationsstellen
sind so einzusetzen, dass die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Zürich in
voller Transparenz und Offenheit über die Leistungen der Stadt Zürich sowie die
Entscheide und die Planungen der Departemente und Dienststellen informiert wer­
den und Zugang zu allen bei der Stadt verfügbaren Informationen erhalten, soweit
diesem Anliegen nicht Persönlichkeitsrechte entgegen stehen.

Begründung

Alle Akten, Unterlagen und Datenbestände in allen öffentlichen Stellen sollen für die
Bürgerinnen und Bürger prinzipiell zugänglich sein. Dieses Prinzip, das die demokra­
tische Teilnahme an den öffentlichen Belangen und das Vertrauen in die Verwaltung
fördern soll, ist zur Zeit nicht erstes Ziel der diversen Kommunikationsabteilungen
der Stadt Zürich.
Das mit dem Gesetz über die Information und den Datenschutz (lOG) auch in der
Stadt anzuwendende Öffentlichkeitsprinzip hat sich bisher vor allem in einer neuen
Kategorisierung der Verwaltungsbeschlüsse niedergeschlagen.
Gleichzeitig ist die Zahl der mit Kommunikations- und PR-Aufgaben beschäftigten
Mitarbeiter/-innen jedoch hoch und tendentiell steigend. Im Rahmen des Budgetpro­
zesses wurde und wird diese Steigerung immer wieder kritisiert. Das Unbehagen
wurde in der Vergangenheit durch Kommunikationsmassnahmen verstärkt, die eher
der Selbstdarstellung und der gezielten Bearbeitung der öffentlichen Meinung als der
offenen und transparente Information gedient haben. Eine generelle Überprüfung der
für PR- und Kommunikationstätigkeit eingesetzten Ressourcen könnte die Akzeptanz
und den Nutzen der von der Stadt Zürich in diesem Bereich eingesetzten Mittel er­
höhen.

Behandlung mit Voranschlag 2010, 1500 Präsidialdepartement, Zentrale Verwaltung. Kto

3010 Löhne des Verwaltungs- und Betriebspersonals ) I(
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Stadt Zürich
Gemeinderat

Postulat

I GR Nr. 20091 570

2. Dezember 2009

von Jacqueline Badran (SP)
und Balthasar Glättli (Grüne)

Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie das Statistische Amt der Stadt Zürich vermehrt als
stadtinternes Kompetenzzentrum für Studien und Erhebungen genutzt werden und so einen
Beitrag zur Aufwandsenkung leisten kann.

Begründung:

Das Statistische Amt der Stadt Zürich verfügt über ausgewiesene Fähigkeiten und eine über
100-jährige Erfahrung in der Erhebung, Verarbeitung, Auswertung und Interpretation von
Daten. Weiter verfügt es über riesige Rohdaten-Bestände und hat dank guter Vernetzung
verschiedenen Zugriff auf Drittbestände. Zudem verfügt es über Knowhow und Produktions­
mittel zur Darstellung, Layout und Druck von Publikationen.

Viele verschiedene Dienststellen der Stadt Zürich müssen Erhebungen machen und benöti­
gen statistische Auswertungen. Diese werden oft unnötigerweise von Dritten erhoben, ob­
wohl Daten teilweise bereits vorhanden sind oder das statistische Amt erleichterten Zugang
dazu hätte.

Die vermehrte Nutzung des Statistischen Amtes als Kompetenzzentrum für Studien
und Erhebungen durch alle Dienstabteilungen würde eine Steigerung der Effektivität und
der Effizienz mit sich bringen. Diese Potentialnutzung könnte damit auch zu einer allgemei­
nen Aufwandreduktion beitragen.

Antrag auf Behandlung mit Budget 2010
1575 Archiv und Statistik, Konto 3012 0000















Gemeinderat von Zürich

Postulat

I GR Nr. 20091 567

2. Dezember 2009

von Walter Angst (AL)

Der Stadt wird gebeten, ein kohärentes Konzept für die Zentrale Ausnüchterungsstelle (ZAS)
vorzulegen. Aus diesem soll insbesondere hervorgehen, ob die ZAS ein repressives Mittel
ist, um öffentliche Besäufnisse zu verhindern, oder ob die ZAS die Möglichkeit bieten soll,
Berauschte in Gewahrsam zu nehmen, unter professioneller, medizinischer Aufsicht auszu­
nüchtern und die Betroffenen zur Aufsuchung einer Suchtmittelberatung motiviert werden
sollen.

Begründung

Die vom Stadtrat bei der Beratung der Budgetkredite für den einjährigen Versuchsbetrieb
des ZAS vorgelegten Unterlagen sind bezüglich des Zwecks des ZAS widersprüchlich. Wenn
die ZAS - wie im Stadtratsbeschluss 1432 vom 4. November 2009 ausgeführt - ßine Institu­
tion ist, um "Berauschte unter professioneller, medizinischer Aufsicht auszunüchtern" er­
scheint es wenig sinnvoll, diese im Amtshaus I einzurichten und den Schwerpunkt der Aus­
gaben für den Einkauf oder die Entlöhnung von Sicherheits- und Polizeipersonal einzuset­
zen. Geklärt werden müsste, ob für diese Aufgabe nicht Psychiatriepflegerinnen und -pfleger
anzustellen wären. Unklar ist auch, ob es sinnvoll ist, die Sicherheitskosten auf die in Ge­
wahrsam genommenen Personen abzuwälzen, wenn nicht vorgängig geklärt ist, welche Ziel­
setzung man mit dem ZAS verfolgt.

Behandlung mit Voranschlag 2010, 3010 Städtische Gesundheitsdienste, Kto 3180 Entschä­
digungen für Dienstleistungen Dritter
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Stadt Zürich
Gemeinderat

Postulat

I GR Nr. 20091 573

2. Dezember 2009

Markus Knauss (Grüne)
und Balthasar Glättli (Grüne)

Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie die Stadt Zürich mit einer Informations­
kampagne zum Ausstieg aus der Atomenergie im Sinne des Gemeindebeschlus­
ses vom 11.11.2008 über die Stadt hinaus kritische Argumente zur Atomenergie
verbreiten kann. Ein Betrag von Fr. 250'000.- könnte budgetneutral aus einer einma­
ligen Erhöhung der Ablieferung der Parkhäuser an die Stadtkasse (Konto 2032
3740.0700) gegenfinanziert werden.

Begründung

Staatliche Informationskampagnen müssen grundsätzlich sehr kritisch betrachtet
werden. In Einzelfällen ist es aber angebracht, aus gewichtigem Grund eine Aus­
nahme von diesem Grundsatz zu machen.
Am 11.11.2008 beschloss die Stadtzürcher Bevölkerung mit überragender Mehrheit,
auf neue Beteiligungen und Bezugsrechte an Atomkraftwerken zu verzichten. Damit
hat Zürich den Einstieg in den Atomausstieg beschlossen. In der Schweiz werden
aktuell aber mit höchstem Aufwand Projekte für neue Atomkraftwerke vorangetrie­
ben. Dabei geben insbesondere halbstaatliche Energieunternehmen viel Geld für die
Werbung aus. So hat aktuell die Berner Kraftwerksgesellschaft BKW FMB Energie,
Eigentümerin des AKW Mühleberg, mit einer halben Million versucht, die Waadtlän­
der Stimmbürgerinnen zur Zustimmung zum Weiterbetrieb des alten Atomkraftwerks
Mühleberg zu bewegen. Die AXPO ihrerseits lobbyierte unter dem unverfänglichen
Namen "Energiedialog" mit Spots für neue AKWs und gegen Alternativenergien und
setzt die entsprechende Kampagne auch heute fort.
Die Stadt Zürich soll hier einen Gegenpol setzen und schweizweit darauf aufmerk­
sam machen, dass die Stadt Zürich den Ausstieg aus der Atomwirtschaft wagt und
dass dieses Ziel mit einer forcierten Steigerung der Energieeffizienz, mehr Energie­
sparen und dem Ausbau erneuerbarer Energien auch gesamtschweizerisch realis­
tisch ist.

Eine Finanzierung dieser Information durch eine zusätzliche Ablieferung aus den Er­
trägen der Parkhäuser drängt sich geradezu auf, da sowohl die Atomindustrie wie die
Erdölwirtschaft einem nachhaltigen Wirtschaften und den Zielen einer 2000Watt Ge­
sellschaft und der Reduktion der Treibhausgabe auf 1 Tonne C02/Person diametral
entgegenstehen.

ANTRAG ZUR BEHANDLUNG MIT DEM BUDGET 2010
Dienstabteilung 3045 Umwelt- und Gesundheitsschutz

C:IUsers\8allhasarlDocumentslAA_PolitikIGR_RPKlBudget2010IVorstoesseI091201_Postulat_AtomausstielLv02.doc





Gemeinderat von Zürich

Postulat

I GR Nr. 20091 568

2. Dezember 2009

von Niklaus Scherr (AL)

Der Stadtrat wird gebeten, die Ausarbeitung einer Gesamtkreditvorlage für alle im Zusam­
menhang mit dem geplanten neuen Verkehrsregime im Langstrassenquartier (Schliessung
Langstrasse und Umleitung des Verkehrs über Feldstrasse/Schöneggstrasse und Anker­
strasse/Kanonengasse/Militärstrasse/Lagerstrasse) anfallenden baulichen und verkehrsor­
ganisatorischen Massnahmen zu prüfen. Weitere Planungsarbeiten sind bis zur Beschluss­
fassung über die diese Weisung zu sistieren.

Begründung:

Gemäss Weisung 99 (GR 2007) fallen für die geplante Sperrung der Langstrasse für bauli­
che und verkehrsorganisatorischen Massnahmen im unmittelbaren Bereich Kosten von
1.431 Mio Franken an. Ausserhalb dieses Kredits werden zurzeit jedoch im Rahmen ver­
schiedener Teilsanierungsprojekte bereits eine Reihe von Anpassungsarbeiten geplant, die
unmittelbar mit dem neuen Verkehrsregime zusammenhängen. Dazu gehören u.a.:

• Verlegung der Bushaltestelle 31 Richtung Schlieren von der Schönegg- und die Mili­
tärstrasse (Projekt Militärstrasse, in Realisierung)

• Neugestaltung der Bushaltestelle Schöneggstrasse 31 stadteinwärts und Schaffung
eines neuen Linksabbiegers Schöneggstrasse-Langstrasse (Projekt Schöneggstras­
se, Planauflage)

• Anpassungen Schöneggplatz und Feldstrasse (Projekt Feldstrasse, Planauflage)
• Verwirklichung des Alleenkonzepts im Bereich Militärstrasse- Schöneggstrasse ­

Feldstrasse
• neuer Linksabbieger Kanonengasse -Miltärstrasse und Sicherung Fussgängerüber­

gänge Ankerstrasse/Kanonengasse (Projekt Ankerstrasse/Kanonengasse, Vorstu­
dien)

• Anpassungen im Bereich Lagerstrasse mit allfälliger Verlegung Buslinie 31 von der
Militärstrasse (Vorstudien).

Die Gesamtkosten für alle diese Massnahmen übersteigen mit Sicherheit die Grenze von 2
Mio Franken. Mit der AUfsplittung in mehrere Teilprojekte wird eine demokratische Be­
schlussfassung über das verkehrliche Gesamtkonzept mit der Möglichkeit des Referendums
verunmöglicht.

Behandlung mit Voranschlag 2010,3515 TAZ, Kto 3180 Entschädigungen für Dienstleistun­
gen Dritter



~ Stadt Zürich
'1fA~~ Gemeinderat

Postulat

I GR Nr. 20091 471

21 ..Oktober 2009·

von Christina Hug' (Grüne)
und Balthasar Glättli (Grüne)

Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie auf die geplante Beseitigung des Engpasses an der
Trichtenhausenstrasse verzichtet werden kann.

Begründung:

Die Tiichtenhausenstrasse ist von weit ausserhalb der Stadtgrenze bis zUr Hofackerstrasse
die einzige Verbindung des' motorisierten Verkehrs zwischen den zwei Einfallsachsen Forch­
und Witikonerstrasse. Zudem bildet sie die kürzeste Verbindung zwischen Witikon und dem
Raum Zollikon/Seefeld. Es braucht weder eine prophetische Gabe noch komplizierte Ver­
kehrsmodelle, um das "Schleichwegpotential" derTrichtenhausenstrasse zu erkennen. Meh­
rere Engpä'sse sorgen heute noch als effektive Pfört~eranlage dafür, dass diese Strecke nur
mässig befahren wird. Eine Verbreiterung der Strasse würde zur Beseitigung dieser Engpäs­
se führen undeinem grossen, heute noch sehr ruhigen Wohnquartier eine kaum zu berech­
nende Menge an zusätzlichem Durchgangsverkehr bescheren.

C:\Users\Balthasar\Documents\AA_Politik\GR_Gemeinderat\zz_divvorstoesse\Postulat_Trichtenhausenstr_02.doc



Stadt Zürich
Gemeinderat

Postulat

I GR Nr. 20091 572

2. Dezember 2009

von den Fraktionen SP und Grüne

Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie er die unmittelbare Planung so gestalten kann, dass
in den kommenden Jahren deutlich weniger Baustellen zur Verbesserung der Strasseninfra­
struktur für den motorisierten Individualverkehr betrieben werden und das dadurch einge­
sparte Geld zu Gunsten des forcierten Ausbaus von Velowegen eingesetzt werden kann.
Gleichzeitig soll bei den Strassenbauten die verkehrsberuhigenden Rückbauten von Stras­
sen und die Sicherung von Quartierstrassen und Quartierzentren prioritär durchgeführt wer­
den.

Begründung:

Diesen Sommer wurden Stimmen sehr laut, die deutlich weniger Baustellen auf den Stras­
sen der Stadt Zürich forderten. Offenbar wollen ein grosser Teil der autofahrenden Bevölke­
rung respektive ihre selbst ernannten politischen Lautsprecher im Gemeinderat viel weniger
Investitionen in die Strassen-Infrastruktur. Auch das Gewerbe des Tiefbaus hat sich zu die­
ser Forderung nicht kritisch geäussert.

Die Fraktionen von SP und Grünen nehmen diese Kritik ernst und stellten folgerichtig Anträ­
ge, die Budgets 2010 für den Unterhalt und die Erneuerung, sowie den Bau von Strassen um
rund 20% zu reduzieren. Die Kredite für den Strassenbau sollen vor allem für die Umgestal­
tung von Quartierzentren und für die flankierenden Massnahmen eingesetzt werden.

Währenddem immer häufiger über die Verlotterung der Sitten der Velofahrenden geklagt
wird, empfindet die Zürcher Bevölkerung den motorisierten Individualverkehr weiterhin als
zentrales Problem. Dies ruft nach einer weiteren Förderung der Velomobilität mittels geeig­
neter baulicher Gestaltung der Velowege. Die Veloverbindungen sollen sicher genug gestal­
tet werden, damit nicht mehr auf die Trottoirs ausgewichen werden muss.

Folgerichtig soll der versprochene Ausbau der Velowege in Zürich konsequent vorangetrie­
ben werden. Für dieses Jahr haben SP und Grüne darum beantragt, den Kredit zum Bau von
neuen Velowegen um 2 Millionen zu erhöhen.

Bei der Priorisierung des Ausbaus der Velorouten soll die Liste der Achsen in der Motion
2009/547 von Andre Odermatt (SP) und Daniel Leupi (Grüne) berücksichtigt werden.

Antrag auf Behandlung mit Budget 2010, Dienstabteilung 3515 Tiefbauamt,
Konto 515000 Bau von Radfahreranlagen: Sammelkonto
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Stadt Zürich
Gemeinderat

Postulat

I GR Nr. 20091 571

2. Dezember 2009

von Lucia Tozzi (SP)
und Jacqueline Badran (SP)

Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie Strategien, Prozesse und die Verwendung von ma­
teriellen und personellen Ressourcen in der Dienstabteilung Immobilienbewirtschaftung
(4040) durch einen externen Anbieter im Bereich Wirtschafts- und Organisationsberatung
überprüft und verbessert werden können. Ziel dieser Analyse ist eine kohärente Strategie­
planung und die möglichst effiziente Verwendung der Ressourcen.

Begründung
In der im Jahre 2001 neu gegründeten Dienstabteilung Immobilienbewirtschaftung (IMMO)
lässt sich über die letzten Jahre ein stetiges Personal- und Kostenwachstum feststellen. Es
bestehen deshalb begründete Zweifel an der Effizienz der Organisation, die intern offenbar
nicht in den Griff bekommen wird. Deshalb ist eine umfassende Organisations- und Pro­
zessanalyse notwendig, um eine kohärente Strategie und einen schonenden Umgang mit
Ressourcen sicherzustellen. Der Dienstabteilung werden deshalb im Voranschlag die dazu
nötigen Mittel zur Verfügung gestellt werden.

Antrag auf Behandlung mit Weisung 425 (Budget 2010), Konto Immobilienbewirlschaf­
tung - 4040 - 3186 0000







Gemeinderat von Zürich

Postulat

I GR Nr. 20091 569

2. Dezember 2009

von Walter Angst (AL)

Der Stadt wird gebeten, die für die Erfüllung der kantonalen Vorgaben benötigten zusätzli­
chen 57.3 Stellen für den Unterricht Deutsch als Zweitsprache (DaZ) zu bewilligen und den
Stellenplan des Schulamts (3020, Löhne der Lehrkräfte) entsprechend anzupassen.

Gemäss Antworten des Schul- und Sportdepartments besteht im Schuljahr 2010/2011 ein
Minimalbedarf für den Unterricht "Deutsch als Zweitsprache" von 143 Stellen (RPK, Antwor­
ten SSD Voranschlag 2010, 1 Lesung, Seite 14). Mit den im August 2009 mit StrB vom
Stadtrat beschlossenen Stellen sind zurzeit 85.7 Stellen für den DaZ-Unterricht im Steilen­
plan (RPK, Antworten SSD Voranschlag 2010, 1. Lesung, S. 15). Wenn auf Schuljahrbeginn
2011 die minimalen Vorgaben des Volksschulgesetzes für die Anzahl der anzubietenden
DAZ-Stunden erfüllt werden sollen (wie das die Schulpräsidentenkonferenz beschlossen
hat), muss der Stadtrat zusätzliche 57.3 Stellenwerte bewilligen.

Um den Schulen Planungssicherheit zu geben, darf dieser Beschluss nicht erst mit den Stel­
lenbeschlüssen für das Budgetjahr 2011 im August 2010 gefasst werden. Vermieden werden
muss, dass Schulen keine Anstellungen vornehmen können, weil diese im Stellenplan nicht
vorgesehen sind. Auch wenn nicht genügend Fachpersonal zur Verfügung stehen sollte ist
eine solche Befürchtung nicht unbegründet, da im Plan für den Voranschlag 2011 insgesamt
nur 110,94 Stellen (statt den benötigten 143 Stellen) für den DaZ-Unterricht eingestellt sind
(RPK, Antworten SSD Voranschlag 2010, 1. Lesung, S. 15).

Behandlung mit Voranschlag 2010, 5010 Schulamt, , Kto 3020 Löhne der Lehrkräfte
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